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Kreis- Blatt 


für den Kreis Großer Werder 


Bezugspreis vierteljährlich 4000 Mk. 


Nr. 29 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Meldepflicht der Ausländer. 

Ich habe Deranlaffung, die Ortsbehörden darauf auf: 
merklſam zu machen, daß die Beſtimmungen über die Melde⸗ 
pflicht der Ausländer nach wie vor innegehalten werden 
müſſen. Es wird auf die Polizeiverordnung vom 4. Juni 
1922 Kreisblatt Seite 126 erneut hingewieſen, wonach 
jeder über 14 Jahre alte Ausländer ſich binnen 24 Stunden 
nach dem Zuzug bei der zuſtändigen Ortspolizeibehörde zu 
melden hat. Von dieſen Beſtimmungen iſt neuerdings nur 
nachgelaſſen worden, daß die perſönliche Anmeldung 
nicht mehr verlangt wird. 5 

Die Herren Gemeindevorſteher erſuche ich, für die 
Innehaltung dieſer Meldevorſchrift zu ſorgen. Die Polizei- 
verwaltungen und die Herren Amtsvorſteher erſuche ich, 
die Durchführung der Polizeiverordnung zu überwachen. 

Tiegenhof, den 18. Juli 1923, 

Der Landrat. 
Dr. Kramer. 


N 


Nr. 2. 
Dolfstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das 
hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


zur Abänderung des Geſetzes über Abgabe zum Wohnungsbau vom 
15. 7. 21., 23. 7. 22., 1. 12. 22. vom 2. 6. 1925. 


Das Geſetz über Abgabe zum Wohnungsbau vom 15. 7. 21 


(Geſetzbl. S. 105), abgeändert durch Geſetz vom 25. 7. 22 (Geſetzbl. 


S. 255), weiter abgeändert durch Geſetz vom 1. 12. 1922 (Geſetzbl. 
S. 512) wird wie folgt geändert: 
Artikel 1. 

§ 1 Abſatz 2 Satz ı erhält folgende Faſſung: 

Die Abgabe iſt ausſchließlich zur Förderung der Schaffung neuer 
und zur Erhaltung beftehender Wohnungen ſowie zu Siedlungs⸗ 
zwecken zu verwenden. a 

8 1 Abſatz 5 erhält folgende Faſſung: 

Wohnungsneubanten und Siedlungsbauten dürfen mit Hilfe der 
Abgabe nur gefördert werden, wenn fie 

1 nach ſtaatlich genehmigten Plänen ausgeführt werden und 


wenn die Hoſten der Bauausführung einſchließlich der Bau⸗ 


ſtoffe ſtaatlich feſtgeſetzt oder genehmigt find, 
dauernd im Eigentum öffentlicher oder gemeinnütziger Stellen 
verbleiben oder wenn durch geeignete Raßnahmen dafür ge⸗ 
ſorgt iſt, daß aus der Vermietung, der Verpachtung oder der 
Veräußerung kein übermäßiger Gewinn erzielt witd. 

Beftehende Wohnungen dürfen mit Mitteln der Abgabe nur ers 
halten werden, wenn fie der Verteilungswirtſchaft des Wohnungs⸗ 
amtes unterſtehen oder unterſtellt werden. ö 

N Artikel 2. f 

8 5 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: a 

Die Abgabe beträgt vom 1. Juli 1923 ab · jährlich das 100 fache 
des gemeinen Jahresmietwerts nach dem Stande vom 1. 7. 1914. 
Sie iſt vierteljährlich im Voraus zu entrichten. N 

Ferner iſt als Abſatz 2 lan: 

Der Senat ift ermächtigt, mit Zuſtimmung des Siedlungsause 
ſchuſſes des Volkstages die Höhe der Abgabe vierteljährlich neu feſt⸗ 
uſetzen. Eine Erhöhung darf bis zur Hälfte desjenigen Hundert⸗ 
jene erfolgen, um den ſich die Bezüge der Staatsbeamten im abge⸗ 
aufenen Vierteljahr ee ee 


DD 


rtikel 3. 

Der bisherige Abſatz 2 des § 5 wird Abſatz 3 und erhält fol⸗ 
gende Faſſung: 

Bei denjenigen dieſem Geſetz unterliegenden Gebäuden und Ge⸗ 
bäudeteilen, welche nicht unter eine Höchſtgrenze für Mietzinsſteige⸗ 
rung fallen, wird, wenn der Jahresmiet⸗ oder Pachtvertrag zur Zeit 
der Veranlagung zu der Abgabe des Abſatzes ı um mehr als 500 v. 


Neuteich, den 19. Juli 


1923 


H. über den Jahresmietwert vom 1. Juli 1914 geftiegen ift, neben 
der Abgabe des Abſatzes ı eine Sonderabgabe erhoben. 
Die Sonderabgabe beträgt bei einer Steigerung 
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17 71 
des Jahresmiet⸗ oder Pachtertrages. 
Der bisherige Abſatz 5 wird Abſatz 4. 
Artikel 4. 
In 8 6 treten anſtelle des Abſatzes 2 als Abſätze 2 bis 5 fol⸗ 


gende Beſtimmungen: 


Don der Abgabe werden auf Antrag befreit: 

1. Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung, die nach dem Geſetz für Votſtandsmaßnahmen zur 
Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden⸗ und An⸗ 
geftelltenverfiherung vom 25. 9. 1922 (Geſetzbl. S. 434) 
Unterſtützung beziehen, während der Dauer des Bezuges, 

2. die Empfänger von Sulagen auf Grund des Geſetzes über 
Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 10. 
5. 1922 (Geſetzbl. S. 25), 

. Kriegsbefhädigte, Kriegshinterbliebene und ſonſtige Militär⸗ 
rentner, die Teuerungszuſchüſſe zu ihren Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſen beziehen, während der Dauer des Bezuges dieſer Teue⸗ 
rungszuſchüſſe, 

4. Perſonen, die nach dem Geſetz über Kleinrentnerfürſorge vom 
23. 2. 1925 (Geſetzbl. S. 541) Kleinrentnerfürſorge erhalten, 
während der Dauer des Bezuges. f 

Die Abgabe wird ferner auf Antrag ganz oder teilweiſe Per⸗ 
ſonen erlaſſen, denen in dem der Deranlagung vorausgehenden 
Kalenderjahr die Einkommenſteuer auf Grund des § 21 Abſ. 2 und 
3 des Einkommenſteuergeſetzes zu ermäßigen war. Die Abgabe kann 
ferner auf Antrag ganz oder teilweiſe erlaſſen werden; 

a) Perſonen, die über 60 Jahre alt ſind und deren ſteuerpflichtiges 
Einkommen in dem der Veranlagung vorausgehenden Kalender⸗ 
jahr die im 8 21 c des Einkommenſteuergeſetzes genannte 
Grenze nicht überſchritten hat, 

d) wenn die Erhebung der Abgaben wegen Krankheit oder Er⸗ 
werbslofigfeit oder wegen großer Kinderzahl oder aus ſonſti⸗ 
gen Gründen eine beſondere Härte bedeuten würde. 

In den Fällen des Abſatz 2 Nr. 1 bis à iſt die Abgabe bis zur 
Entſcheidung über den Befreiungsantrag zu ſtunden; in den Fällen 
des Abſatz 3 bis zur Entſcheidung über den Erlaſſungsantrag. 

Eine Befreiung oder ein Erlaß erfolgt nicht, wenn das Geſamt⸗ 
einkommen der zu dem Haushalt des Nutzungsberechtigten gehörigen 
Perſonen in dem der Veranlagung vorausgehenden Kalenderjahr die 
im § 21 c des Einkommenſteuergeſetzes angegebene Grenze über⸗ 
ſchritten hat. N 

Der bisherige Abſatz 3 wird Abſatz 6. 

Artikel 5. 
In 8 9 Abſatz 1 Satz 2 find nach den Worten: „mindeftens 


or 


zwei Monate lang an“ die Worte „ Freiſtaatsangehörige als“ zu ſetzen. 


Artikel 6. 
5 12 erhält folgende Faſſung: 
ie Steuer beträgt nach der Fahl der Wohnräume, welche über 
die gemäß $ 8 zugelaſſene Sahl hinaus vorhanden find, b 


für 1 überſchießenden Wohnraum 25000 Mk. 
„ 2 überſchießende Wohnräume 60000 Mk. 
„5 5 „ „ 140000 Mk. 
. 4 77 7 300060 Mk. 


„5 5 10 600000 Mk. 
jährlich und für jeden weiteren überſchießenden Wohnraum weitere 
240000 Mk. jährlich. Die Steuer iſt vierteljährlich im voraus zu 
entrichten. 0 
Artikel 7. 
Hinter § 12 find als § 12a folgende Beſtimmungen einzufügen: 


Wer nach Erlaß dieſes Geſetzes gewerbliche Räume neu errichtet 
oder neu ſchafft, iſt verpflichtet, für einen Teil der mehr beſchäftigten 


Arbeitnehmer neue Wohnräume zu erſtellen. Die Gemeindebehörde 
oder eine andere vom Sonat zu beſtimmende Stelle kann die Sahl 


der zu errichtenden Wohnungen feſtſetzen und die Genehmigung zur 
Errichtung der gewerblichen Räume fo lange verſagen, als nicht für 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung ausreichende Sicherheit geleiſtet 
iſt. Der Senat regelt das Verfahren und die zuläſſigen Rechtsmittel, 

Eine beſondere Abgabe wird von allen Arbeitgebern erhoben. 


du Hesel Zweck können fie zu Beitragsgemeinſchaften vereinigt 
werden. Die Unterverteilung der Beiträge innerhalb der Gemein⸗ 
ſchaften iſt durch Satzung zu regeln, die der Genehmigung des Senats 
bedarf. Der Beitrag beträgt 19/0 der cohnſumme. Der Beitrag iſt 
monatlich zu entrichten. 

Arbeitgebern, die insbeſondere nach dem 1. Januar 1919 bereits 
ſelbſt zum Bauen von Wohnungen für ihre Arbeitnehmer aus eige⸗ 
nen Mitteln beigetragen haben und künftig beitragen werden, werden 
die Leiſtungen auf die zu leiſtenden Beiträge angerechnet. 

Artikel 8. 

§ 19 erhält folgenden Suſatz: 

Auf Fremdenſteuern n in denen der Vermieter 
als ſteuerpflichtig bezeichnet wird, findet vorſtehende Beſtimmung 
keine Anwendung. 

N Artikel 9. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1923 in Kraft, 
Danzig, den 27. Juni 1923. 
Der Senat der Freien „ Danzig. 
f Dr. Ziehm. Dr. Ing. Leske. 

Veröffentlicht! 

Tiegenhof, den 16. Juli 1923. 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes Grofer 7 Werder. 
Ar 8. — 

Bekanntmachung. 

Die diesjährige Nutzung der Aepfel⸗ und pflaumenbäume an den 


Straßen des Kreiſes Großer Werder ſoll meiſtbietend in folgenden 
Terminen verpachtet werden: 


1. Mittwoch, den 25. Juli d. Is. 10 Uhr vormittags 
im Gaſthauſe zu Gnojau 
für die Strecken Gnojau — Simonsdorf 
Altmünſterberg — Kloſſowo 
Mielenz — Wernersdorf 
Kunzendorf — Bieſterfelde 
Altmünſterberg — Heubuden — Tralau 
2. N den 26. Juli d. Is. u Uhr vormittags 
8 im Schmidt'ſchen Gaſthauſe zu Schöneberg 
für die Strecken Ae — Rothebude 
Barenhof — Bärwalde 
5. Freitag, 19 5 22. Juli d. Is. u Uhr vormittags 


Deutſchen Haufe in Tiegenhof 
für Mi: strecken Tiegenhof — Lakenwalde 
Tiegenhof — Rüdenau 
Ladekopp — Marienau 
a Brodſack — Lindenau 
i Tiegenhof — Jungfer 
Bockskrug — Heuftädterwald 
Lakendorf — Krebsfelde 
Hl. Mausdorf — Gr. Mausdorf 
7 den 28. Juli d. Is. 10 Uhr vormittags 
m Gaſthauſe zu Kaminke 8 
für die Strecken Kl. Leſewitz — Halbſtadt 
Tragheim — Schadwalde 
Die Bedingungen 912 85 in den Terminen e 
Tiegenhof, den 1. Juli 1925. 


Das Kreisbauamt. 
Un. 4. — — 


Brot- und Mehlpreiſe. 

Durch das Wirtſchaftsamt in Danzig find mit Wirkung von 
Sonnabend, den 14- d. Mts. ab die Brot⸗ und Mehlpreiſe wie folgt 
geändert: 

1 Markenbrot von 1850 gr. koſtet 11100 M, 
1 Pfund Markenmehl koſtet 5500 M. 

Tiegenhof, den 15. Juli 1925. 

Der . des Kreiſes . Werder. 
Must 


4. 


Erinnerung. 

8 Die mit Erledigung meiner Kreisblattverfügung vom 18. Juni 
d. Is. (Kreisblatt Nr. 25 unter Siffer 3) ſäumigen Ortsvorſteher 

ä des Kreiſes werden hiermit an Einreichung der Einnahme⸗ und Aus⸗ 
abeüberficht für 1922 beſtimmt bis zum 50. Juli d. Is. erinnert. 
Sn. der gleichen Friſt iſt der Kaufpreis für die beiden Vordrucke 
mit 500 M an die Kreisſparkaſſe auf Konto Nr. 652 zu überweiſen. 
Nach Ablauf der geſtellten Friſt erfolgt ohne weitere Mahnung 
koſtenpflichtige ee ‚bezw. e des . er 

Nachnahme. 
Tiegenhof, den 10. Juli 1925. 
Der Kandent als Vorſitzender des ders ſouſf⸗ 
des Kreiſes Großer Werder ber 

ur 6. aM mb 
N Invalidenverſicherung. a 
Es gehen hier fortgeſetzt Anträge auf Ueberlaſſung von Be 
tragsmarken zum früheren Preiſe ein. Wir weiſen nochmals darauf 
hin, daß 15 § 1 des Geſetzes vom 25. Juni 1925 [Gef Bl. Nr. 
51 vom 4. 2. 1925] die Beiträge zum fünffachen Geldwert berechnet 
werden, hd daß dieſe Berechnung auch fürs die Beiträge gilt, die für 
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F 


Su 


124 


eine vor dem Inkrafttreten des N 15. Juni 1925 — liegende 
Seit zu verwenden ſind. 
Eine Beantwortung der dulce kann wegen der hohen Poft- u. 
Schreibgebühren nicht mehr erfolgen. 

Danzig, den 2. Juli 1928. 

Der Vorſtand der Sande verſicherungsanſtalt 


Freie Stadt Danzig. 


Veröffentlicht! a 

Die Grtsbehörden des Kreifes erfuche ich 
kanntmachung. 

Tiegenhof, den 11. Juli 1923. 


Der Vorſitzende des Bertha 


um ortsübliche Be⸗ 


Ne 


pankower Ferienkinder. 


Als Aufſichtsperſonen für die im Kreiſe befindlichen Gaſtkinder 
aus Berlin⸗Pankow ſind beſtellt worden: 

1. Herr Lehrer Foth in Platenhof, wohnhaft bei Herrn Amts» 
vorſteher Eſau, für die Ortſchaften nördlich der Linie Palfchaus 
Parſchau⸗Trampe nau⸗Tannſee Lindenau (dieſe Orte aus⸗ 
ſchließlich). 

2. Herr Lehrer Krauſe in Kunzendorf für die oben namentlich auf⸗ 
geführten und ſämtliche ſüdlich dieſer Linie belegenen Ort⸗ 
ſchaften. 

Die Pflegeeltern wollen ſich in allen Angelegenheiten, die ein 
Eingreifen der Aufſichtsperſonen erfordern, unmittelbar an die vor⸗ 
genannten Herren wenden. 

Die Ortsbehörden werden um geeignete Bekanntgabe erſucht. 

Tiegenhof, den 14. Juli 1925. 

Der Landrat. 


Schulſchließung. 


Wegen Erkrankung einer größeren Anzahl von Kindern der 
Schule Reimerswalde habe ich die Schließung dieſer Schule bis zum 


Nr. 8. 


28. d. Mts. angeordnet. 


Tiegenhof, den 12. Juli 1925. 
Der Landrat. 
Nr. 9. — — 
Für das Kindererholungsheim bei Stutthof 
aan weiter an Liebesgaben geſpendet: 


Bergthold, Orlofferfelde 10 Pfd. Grütze 2 di Butter 8 Eier . 
Walter Eng, Marienau Mehl 2 ene 
Bempel 5 18 4 1 a a 50 „ 
Faſt 1 10 2, 1 
Heidebrecht 1 KO 51 22 5 60 „ 
A. Wienß = 0 me Sol 3 
E. Eſau 1 e eee 5 „ 
Jungius 7 10 „ Butter 5 „ Gries b 
Petzel P 2, 15 „ 
Harder 0 2 5 9 w 
Lietz 5 10 „Mehl 5 pfd. Schmalz 30 „ 
Brucks 1 18 „ Rüftehlz „ But 
{ Epp * 10 „ Mehl / 
Eräul. Penner „ . a 


10 
Thießen⸗Grenzdorf 15 Werderkäfe 1½ Pfd. Speck. 
Allen Gebern herzlichen Dank. Weitere Suwendurigen find ſehr 
willfomnen. N 


Tiegenhof, den 11. Juli 1923. 


Kreiswohlfahrtsamt. i 
Der Vorſitzende 
Dr. Kramer, 


Nr. 10. 


Liebeswerk für en entner 


Es iſt hier weiterhin ein Betrag eingegangen, worüber dankend 
quittiert wird. 

Gemeinde Grloff. 

Heinrich Quiring 100000, Neufeld jun. 100000, Ernſt Penner 
100000, Heinrich Bergtholdt 50000, Paul Bergen 50000, Neufeld 
ſen. 100000, Hermann Enß 100000, Hermann Janſſon 100000, Joh. 
Neidebrecht 50000, Abraham Unger 50000 M. Summe 800000 M. 

Summe der vorherigen Veröffentlichung 2 346095 M 
Hi ak aha bisher 8146095 M 
Tiegenhof, den 6. Juli 1925. 


Kreiswohlfahrtsamt 
Nr. 11. 


perſonalten. 

Der zum Schulvorſteher der Schule in Rein land gewählte Sim- 
merer Erdmann Döhring aus Hechetesen iſt für 1 et von 
mir beſtätigt worden. N a 

e e den 9. Juli 1928. f 
5 Der Landrat. 


— 


Nr. 12. 


Cungenſeuche. ö | 
Nachdem der geſamte Rindviehbeftand des Gutsbeſitzers Willems 
Bieſterfelde abgeſchlachtet, ſowie die Desinfektion vorſchriftsmäßig aus⸗ 
geführt und abgenommen worden iſt, wird die durch meine viehſeuchen⸗ 
polizeiliche Anordnung vom 5. Mai d. Is. Kreisblatt Nr. 19] über 
das Gehöft verhängte Sperre aufgehoben. 
Ferner werden von dem durch die gleiche viehſeuchenpolizeiliche 


Anordnung gebildeten engeren Beobachtungsgebiet als frei erklärt die 


Gemeinden Bieſterfelde, Adl. Kenkau, Kunzendorf, Altweichſel, Gr. 
Montau und Altmünſterberg. 

Das Gehöft des Gutsbeſitzers Hannemann⸗Gnojau bleibt noch 
geſperrt, die Gemeinde Gnojau (außer Gehöft Hannemann] noch im 
engeren Beobachtungsgebiet. 8 

Tiegenhof, den 12. Juli 1925. 

Der Landrat. 
N 13, LE ne 
Schweinepeſt. 

Unter dem Schweinebeſtande des Hofbeſitzers Julius Wiens in 
Petershagen iſt amtstierärztlich der Ausbruch der Schweinepeſt und 
Schweineſeuche feſtgeſtellt. 

Das Gehöft iſt mit den ſich aus den SS 265 bis 269 der vieh⸗ 
ſeuchenpolizeilichen Anordnung vom 1. Mai 1912 (Keichs⸗ u. Staats⸗ 
anzeiger Nr. 105) ergebenden Wirkungen geſperrt. 

Tiegenhof, den 10. Juli 1925. 

Der Tandrat 


Schweineſeuche | 

Unter dem Schweinebeſtande des Gutsbeſitzers Reddig in Jungfer 
iſt amtstierärztlich der Ausbruch der Schweineſeuche feſtgeſtellt. 

Das Gehöft iſt mit den ſich aus den 88 265 bis 269 der vieh⸗ 
ſeuchenpolizeilichen Anordnung vom 1. Mai 1912 (Reichs- u. Staats⸗ 
anzeiger Nr. 105) ergebenden Wirkungen geſperrt. 

Tiegenhof, den 10. Juli 1923. 

Der Landrat. 


Nr. 14. 


Nr. 15. —. 
Sch weinepeſt 

Anter dem Schweinebeſtande des Gutsbeſitzers Pohlmann in 
Krebsfelde iſt Schweinepeſt feſtgeſtellt worden. Das Gehöft iſt mit 
den ſich aus den 88 265 — 269 der viehſeuchenpolizeilichen Anordnung 
vom 1. Mai 1912 GReichs⸗ und Staatsanzeiger Nr. 105) ergebenden 
Wirkungen geſperrt. 

Tiegenhof, den 16. Juli 1925. 

Der Landrat. 

Nr. 16. — — 


Tollwut. 
Bei einem in der Grtſchaft Herrengrebin Kreis Danziger 


Niederung herrenlos herumftreifenden Hunde iſt Tollwutverdacht 


feſtgeſtellt worden. 
Durch viehſeuchenpolizeiliche Anordnung des Herrn Landrats 
des Kreiſes Danziger Niederung vom 6. d. Mts. iſt daraufhin ein 
Sperrbezirk für die Dauer von drei Monaten gebildet worden. Zu 
dem Sperrbezirk gehören die Grtſchaften: 
HZerrengrebin, Mönchengrebin (Gemeinde und Gnt), Trutenau, 
Trutenauer Herrenland, Grebinerfeld, Sperlingsdorf, Roſtau, 
Müggenhahl, Landau, Hochzeit, Naſſenhuben Neunhuben, Scharfen⸗ 
berg, Wotzlaff, Gottswalde, Breitfelde, Schönrohr, Weßlinken, 
Reichenberg, Quadendorf, (Gemeinde und Gut) Neuendorf, 
Krampitz, Schönau, Herzberg, Kl. Sünder, Käſemark, Schmer⸗ 
block, Letzkau, Gr. Sünder, Langfelde, Oſterwick, Zugdam, Krief⸗ 
kohl, Stüblau, Güttland, Woſſitz, Gemlitz. 
Ciegenhof, den 10. Juli 1925. 
Der Landrat. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


i Oeffentliche Bekanntmachung 
betr. Veranlagung der nichtphöſiſchen Perſonen 
= zur Körperſchaftsſteuer. 
Auf Grund des § 15 in Verbindung mit $ 23 Abf. 2 
des Hörperſchaftsſteuergeſetzes vom 26. Juni 1923 werden 
1. ſämtliche rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Perſonen⸗ 
vereinigungen mit wirtſchaftlichem Geſchäftsbe trieb, 


deren Sweck die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile 


für ſich oder ihre Mitglieder iſt (Erwerbs geſellſchaften), 
insbeſondere Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung, vu nl 

2. ſämtliche juriſtiſchen Perſonen des bürgerlichen Rechts, 


nicht rechtsfähige Perſonenvereinigungen, Anſtalten, 


} 


/ 


St ngen und andere Sweckvermögen, die keine 
Erwerdsgeſellſchaften im Sinne der Siffer 1 ſind, 
aufgefordert, von ihren in der Zeit vom J. April 1022 bis 


31. März 1923 vorgenommenen Geſchäftsabſchlüſſen 


ſchriftliche Körperſchaftsſteuererklärungen bis zum 39: 7. 3923 
dem Steueramt! (für Danzig⸗Stadt) oder dem Steueramt II 
(für die übrigen Gemeinden des Freiſtaates) unter der 
Derfiherung abzugeben, daß die Angaben nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind. Die Erklärungen 
können auch mündlich vor dem Steueramt in den oben⸗ 
genannten Amtszimmern abgegeben werden. | 

Liegt der Sitz und der Ort der Leitung einer ſteuer⸗ 
pflichtigen Körperſchaft im Auslande, ſo können ſich die 
Angaben in der Steuererklärung auf das Einkommen aus 
inländiſchem Grundbeſitz und aus einem Gewerbebetrieb, für 
den im Inland eine Betriebsſtätte unterhalten wird oder 
ein ſtändiger' Vertreter beſtellt iſt, beſchränken. 

Von der Angobe der Körperfchaftsiteuererflärung 
werden befreit: 5 4 
A. von den vorſtehend unter J genannten 
nichtphhſiſchen Perſonen. 8 

J. die öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Sparkaſſen, wenn ſie ſich auf die Pflege des eigent⸗ 
lichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken, a 

Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die einem 
Reviſions verband angehören, wenn der Geſchäfts betrieb 
ſich auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt, 

. Derficherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, wenn ſie nur 
Mitglieder verſichern. 


B. von den vorstehend unter 2 genannten 

a nichtphyſiſchen Perſonen 
ſämtliche Steuerpflichtige, die in dem der Steuererklärung 
zugrundezulegenden Wirtſchaftsjahr ein körperſchaftsſteuer⸗ 
pflichtiges Einkommen von weniger als 50000 Mark 
erzielt haben. 0 

Die Vordrucke zur Steuererklärung werden den 
Steuerpflichtigen bis zum 15. Juli 1925 durch die Poſt 
zugeſandt werden. Soweit die zur Abgabe einer Steuer⸗ 
erklärung Verpflichteten bis dahin keine Vordrucke erhalten 
haben, ſind ſolche in den oben bezeichneten Geſchäſtsräumen 
abzuholen oder unter Beifügung eines Freiumſchlages 
ſchriftlich anzufordern. Die Pflicht zur Abgabe der 
Steuerklärung iſt von der Zufendung eines Steuererflärungs- 
vordrucks nicht abhängig. | 

Eine Verlängerung der Friſt kann mit Rückſicht 
darauf, daß die der Steuererklärung zugrundezulegen⸗ 
den Geſchäftsabſchlüſſe in der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle auf einem mehr als 6 Monate zurück⸗ 
liegenden Zeitpunkt gezogen find und daher bei 
ordnungsmäßigem Geſchaäfts betrieb bereits fertiggeſtellt 
ſein müſſen, nur in ganz beſonderen Ausnahmefällen 
und gegen Sicherheitsleiſtung gewährt werden. | 

Don den Geſchäftsabſchlüſſen, die auf einen nach 
dem 31. März 1923 liegenden Seitpunkt gezogen werden, 
haben die Steuerpflichtigen die Steuererklärung ohne 
beſondere Aufforderung innerhalb von J Monat nach 
Ablauf des Tages abzugeben, an dem das jahres 
ergebnis (Jahresabſchluß) von den zuſtändigen Organen 
feſtgeſtellt worden iſt. 

Die Einſendung der Erklärungen durch die Poſt iſt 
zuläſſig, geſchieht aber auf Gefahr des Abſenders und 
deshalb zweckmäßig mittels Einſchreibebriefes. 

Wer die Friſt zur Abgabe der ihm obliegenden 
Steuererklärung verſäumt, kann mit Ordnungsſtrafe gemäß 
§ 169 des Steuergrundgeſetzes zur Abgabe angehalten, auch 
kann ihm gemäß § 141 des Steuergrundgeſetzes ein 
Zuſchlag bis zu 10 % der endgültig feſtgeſetzten Steuer 
auferlegt werden. Wiſſentlich oder fahrläſſig unrichtige 
und unvollſtändige Angaben ſowie wiſſentliche oder fahr- 
läſſige Verſchweigung von Sinkommen in der Steuer⸗ 
erklärung werden als Steuerhinterziehung bezw. Steuer⸗ 
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gefährdung ſtrafrechtlich nach den Vorſchriften d. Steuer⸗ 
„grundgeſetzes verfolgt. 5 
Die Hinterziehung der Hörperfchaftsftener kann gemäß 


§ 20 des Hörperſchaftsſteuergeſetzes neben einer Geldſtrafe 


bis zum zwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Steuer 
auch mit Gefängnis beſtraft werden. g 

| Mit der Steuererklärung zugleich ift der Geſchäfts⸗ 
bericht und Jahresabſchluß ſowie der darauf bezügliche 
Beſchluß der Generalperſammlung vorzulegen. 

Gemäß § 65 des Steuergrundgeſetzes haben die 
Geſellſchaften ferner einen Steuervertreter zu beſtellen 
und ihn auf dem Steuererklärungsvordruck namhaft zu 
machen. Der Steuervertreter hat alle ſteuerlichen Pflichten 
zu erfüllen, die der von ihm vertretenen Körperfchaft 
obliegen. Er hat dafür zu ſorgen, daß die Steuern 
rechtzeitig in voller Höhe entrichtet werden. Für Swangs⸗ 
geldſtraſen und Sicherungs gelder, die gegen den Steuervertreter 
erkannt, und für Koften für Swangsmittel, die gegen 

dieſen feſtgeſetzt werden, haftet neben ihm die von ihm 
vertretene Hörperſchaft. 8 


Die Beſtellung eines Steuervertreters kann mit einer 


gegebenenfalls zu wiederholenden Geldſtrafe erzwungen 
werden. 80 

Sind Geſellſchaften nach den bisherigen Vorſchriften 
bereits auf Grund von Abſchlüſſen nach dem 30, März 1922 
zur Hörperſchaftsſteuer herangezogen, fo wird die ſeinerzeit 
veranlagte Steuer auf die neu zu veranlagende Steuer 
angerechnet werden. b 

Die Steuerämter 1 und II. 


Oeffentliche Bekanntmachung 
zur Durchführung des neuen Geſetzes über die 
Wohnungsbauabgabe. 


Sämtliche Behörden der Freien Stadt Danzig, ihre 
Gemeinden und Gemeindeverbände, ſämtliche ausländiſchen 
in ſtegerlicher Beziehung den Behörden der Freien Stadt 
gleichgeſtellten Behörden, ſowie ſämtliche im Gebiete der 
Freien Stadt bodenſtändige Hörperſchaften und natürliche 
Derfonen, die Beamte, Angeſtellte, Arbeiter uſw. ſtändig 
oder vorübergehend gegen Entgelt beſchäftigen, werden 
hiermit aufgefordert, über ſämtliche von ihnen an die 
Arbeitnehmer gezahlten Vergütungen jeder Art, ſoweit ſie 
für die Seit nach dem 1. Juli 1923 gewährt werden, ge⸗ 
naue Aufzeichnungen zu führen, aus denen die Sahl der 
von ihnen beſchäftigten Kräfte und die Höhe der dieſen 
zuſtehenden Bruttovergütungen erſichtlich ſind. Zu den 
Bruttovergütungen im Sinne dieſer Bekanntmachung ge⸗ 
hören neben den nach dem Einkommenſteuergeſetz vom 29. 
12. 1922 ſteuerpflichtigen Beträgen einſchl. des Wertes 
etwa gewährter Naturalbezüge auch ſämtliche der Ein⸗ 
kemmenſteuer nicht unterworfenen Vergütungen wie Auf- 
wandsentſchädigungen, Reiſekoſten⸗Entſchädigungen uſw. 

Die den Arbeitnehmern bei der Cohnzahlung einbe⸗ 
haltenen Steuerabzugsbeträge ſowie die auf ſie entfallenden 
Anteile an den Beiträgen zur Kranken-, Invaliden ⸗ und 
Angeſtellten⸗Verſicherung ſind bei der Aufzeichnung der 
Bruttovergütungen nicht abzuſetzen. 

Die näheren Beſtimmungen über die Durchführung 
des neuen Wohnungsbauabgabengeſetzes werden demnächſt 
veröffentlicht werden. | | 


Danzig, den 7. Juli 1923. 
Der Senat. 


Nachtrag 
zum Abgabentarif für das Geffnen der Portal⸗ 
brücke über die Tiege bei Tiegenhof vom 18. Juni 

1923 nebft Nachtrag vom 20. Juni 1925. 

| Gültig vom 10. Juli 1923. je 

Die Abgabenſätze des Tarifs vom 18. Juni 1923 
ſind im vierfachen Betrage zu erheben. 


Druck und Verlag R. Pech & W. 


Danzig, den 10. Juli 1923. | 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Abteilung für öffentliche Arbeiten. 
| J. A.: Virus. 


Die Jagdbezirke im Außendeichland Alt⸗Weichſel — 
Hunzendorf und Bieſterfelde— Hlein Montau, zuf. ca. 651 


ha groß, gelangen am Donnerstag, den 26. Juli 


1925 vormittags 10 Uhr in Ließau im Eiswacht⸗ 

hauptquartier gegen Meiſtgebot auf 6 Jahre zur Der- 

pachtung. Pachtangebote find nach einer Anzahl von 

Hafen abzugeben, deren Marktpreis am 2. Januar jede 

Jahres als Pachtzins zu zahlen iſt. | 
enat, Domänenverwaltung. 


Bekanntmachung. 

Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß ein öffent⸗ 
licher Weg über die Stuba'ſche Schleuſe nicht führt. Per⸗ 
ſonen, die den Steg über die Schleuſe benutzen, tun das 
auf ihre eigene Gefahr. 

Einlage, den 26. Juni 1025. 

Der Deichhauptmann 


Albrecht. 
Aenne 
Un 
— Kaufe = 
dauernd zu den höchſten Tagespreifen: = 
== Alleifen, Altmetalle, £umpen, = 
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Knochen, Papier, Schafwolle, Pferde: 
haare u. ſämtliche Sorten Felle. 
(Althändler erhalten Vorzugspreiſe) 


Heinrich Holdstein, 
Tel. 551 Neuteich. Tel. 351. 
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= Mierauerſtraße 49 — 51. = 
== Einzelnes aus meinem Lager. 
== Baſſin ca. 4,5 ebm. Inhalt, Rohre und S 
SE FFeldbahnſchienen als Saunpfähle geeignet, ZE 
== Flaſchenzuͤge à 4000 und 5000 kg. Zug- 
(fähigkeit, 1 Motorpumpe (faſt neu), mehrere == 

komplette Brunnenpumpen mit Rohre, ca. 
500 m FFeldbahnſchienen, T-Träger, U- u. 2 = 
== Eifen, Großbahnſchienen, Gehänge mit S 
== Daumen u. v. a. zu Bauzwecken, Bleche in ZE 
pverſch. Stärken, Wagenreifen, einzelne Erſatz⸗ —e 
== Sahnräder und Riemenſcheiben, Stab- und = 
== Flacheiſen u. ſ.w. 1 fahrbaren Elektromotor =E 
== (Gleichſtrom 20 PS), f eiſerner gut erhaltenen == 
== Eogenwagen, I Semmelteigeinteilmaſchine, == 
ZE I kl. Stoßbrotmaſchine u. a. m. — 
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Tauſche auch gegen Altmaterial ein. 
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Stettine 


Portland⸗Cenent 


in Tonnen u. Säcken, ſowie 


Teer und Dachpappe 


bietet preiswert an 


Suche zum J. 8. oder ſp. | 


Küchenmädchen 


bei hohem Lohn, die 8 Hühe 


melken muß. 2 Danzi 
Fr. Anna Hling, Bruno Diegner, Danzig 
Freienhuben, Poſt Paſewark eee alte 


nruf: 
Sreiftaat Danzig.  IKalthof 54 und Marienburg 206 


Richert, Neuteich (Freie Stadt Danzig). 


